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Der Dialog hat nicht einmal rich-
tig begonnen,da ist er schonwie-
derzuEnde.DieVerbändeder Im-
mobilienbesitzer lehnen weitere
Gespräche,dieBundesratGuyPar-
melin Ende 2024 eingeleitet hat,
mit den Mietervertretern ab. Der
Wirtschaftsminister wollte, dass
beide Lager gemeinsam statt im
ständigen KampfVeränderungen
imMietrecht vorantreiben.

Eine erste Sitzung fand imDe-
zember statt. Zu einer zweiten
hätte es in der Sommersession
des Parlaments im Juni kommen
sollen. In einerMedienmitteilung
von gesternMorgen «bedauerte»
Parmelin, dasTreffen absagen zu
müssen. Das ist offizieller Jargon
dafür, dass er sich ärgert.

«Wir sehen den Sinn in einer
Weiterführung nicht», sagt Oli-
vier Feller. Er ist FDP-Nationalrat
und Generalsekretär des West-
schweizer Hauseigentümerver-

bands. Sein Verband hat sich mit
den anderen Vertretern der Ver-
mieter, allenvoran demDeutsch-
schweizer Hauseigentümerver-
band,abgesprochenunddanndie
Teilnahme an weiteren Gesprä-
chen abgesagt. «In den letzten
drei Jahren haben Vertreter des
Mieterverbands im industriellen
Stil über50 teilweisevöllig absur-
de parlamentarische Vorstösse
eingereicht»,begründetFellerden
Rückzug. «Letzte Woche haben

sie eine Volksinitiative lanciert,
die das bisherige System auf den
Kopf stellen soll. In dieser kriege-
rischen Stimmung sind konst-
ruktive Verhandlungen unmög-
lich. Vielleicht klappt es in fünf
Jahren wieder.»

Feller spricht dabei die Miet-
preisinitiative des Mieterver-
bands an. Laut ihr sollen Miet-
preise künftig nur noch eine
Kostenmiete plus eine «angemes-
sene Rendite» abbilden dürfen.
Auch soll eine regelmässigeÜber-
prüfung stattfinden. Heute ver-
langenVermieter bei vielenNeu-
vermietungen oderMieterwech-
selnmehr, als laut Bundesgericht
einer «angemessenen Rendite»
entsprechen würde. Die Markt-
bedingungenmachen esmöglich:
Die nicht versiegende Einwan
derung stimuliert dieNachfrage,
die strengenBauvorschriften be-
grenzen das Angebot.

Die Initiative dürfte im aktuellen
gesellschaftlichen Klima eine re-
alistische Chance auf Erfolg ha-
ben. Viele Menschen stören sich
daran, dass dieMieten insbeson-
dere in den städtischen Gebieten
steigen. Wie schwer es die Ver-
mieter bei der Stimmbevölke-
rung haben, zeigte sich bereits
im vergangenen November. Die
Schweizerinnen und Schweizer
verwarfen zwei Gesetzesände-
rungen, die der Mieterverband
perReferendumbekämpft hatte.
Dabei ging es um erleichterte
Kündigungen bei Eigenbedarf
und erschwerte Bedingungen für
die Untermiete.

DieAbstimmungenwaren der
Grund, weswegen Wirtschafts
minister Parmelin die Streitpar-
teien zu einem ersten Gespräch
einlud. Der Mieterverband woll-
te mit den Vermietern insbeson-
dere überdie Inhalte dernun an-

gekündigten Initiative sprechen.
Zudem gebe es verschiedene
technischeDetails zu besprechen,
die der Bundesrat auf Verord-
nungsebene lösen könnte, sagt
MichaelTöngi,Vizepräsident des
Mieterverbands undGrünen-Na-
tionalrat. «Die Immobilienlobby
dagegen ist nicht an Lösungen
interessiert», sagtTöngi. «Siever-
folgt nur ihre Partikularinteres-
sen, sprich,weiterhin überhöhte
Mieten verlangen zu können.»

Linke will mehr Vorschläge
Töngi hält SVP-Bundesrat Parme-
lin zugute, füreinenAusgleichder
Interessen sorgen zuwollen. Be-
reits seit zwei Jahren organisiert
Parmelins Departement Ge-
sprächsrundenmit Abgesandten
aller Staatsebenen und verschie-
denen involviertenBranchen zum
Thema Wohnungsknappheit –
nicht zuverwechselnmit dennun

abgebrochenenGesprächen zum
Mietrecht.TrotzdemsinddieMie-
tervertreter nicht zufrieden mit
GuyParmelin und seinemDepar-
tement. Bereits unter Parmelins
Vorgänger Johann Schneider-
Amman (FDP) habe dieses zu
wenig Vorschläge erarbeitet, wie
die Situation der Mieter verbes-
sert werden könnte.

Michael Töngi und weitere
LinkewerdendarumeineMotion
von SP-Nationalrat David Roth
unterstützen: Sie fordert, das für
diese Fragen zuständige Bundes-
amt für Wohnungswesen vom
Wirtschafts- ins Innendeparte-
ment zu verschieben. Die obers-
te Chefin wäre dann neu die SP-
Bundesrätin Elisabeth Baume-
Schneider. Das Parlament wird
denVorstoss in der Sommerses-
sion behandeln.

Konrad Staehelin

Vermieter brechen Gesprächmit Guy Parmelin undMieterverband ab
Eskalation in der Wohnungspolitik Der Bundesrat wollte die Streitparteien an einen Tisch bringen. Doch diese decken sichmit Vorwürfen ein.

Parmelin ärgert der Rückzieher
der Vermieter. Foto: Jonathan Labusch

Benjamin Bitoun

Politisch sind Verkehrsthemen
in der Schweiz vertrackt. Doch in
einem Punkt sind sich Politike-
rinnen und Politikerverschiede-
ner Lager einig: Lastwagen sol-
len von der Strasse auf die Schie-
ne verlagertwerden.Nur erleidet
dieses Vorhaben seit kurzem ei-
nenDämpfer nach dem anderen.

Im sogenannten kombinier-
ten Verkehr (KV), bei dem Con-
tainer oder Sattelauflieger von
Lastwagen auf den Zug verladen
werden, streichen die SBB das
Angebot zusammen. Das gab
SBB Cargo gestern bekannt.

Ab nächstem Jahr bietet die
Bahn für Lastwagen im KV nur
noch eine einzige Verbindung
durch die Alpen zwischen Die
tikon ZH und Stabio TI an. Die-
se Strecke sei als einzige renta-
bel, sagt Alexander Muhm, Chef
von SBB Cargo und Mitglied der
SBB-Geschäftsleitung. «Die Ost-
West-Achse wird komplett ge-
strichen.»

Wegen des Abbaus fallen bei
SBB Cargo 65Vollzeitstellenweg.
«Kündigungen sind dieAusnah-
me», versichert Muhm. Die SBB
setzten auf Wechsel innerhalb
desUnternehmens, auf Frühpen-
sionierungen und die natürliche
Fluktuation.

Die Ankündigung ist nur der
jüngste von zuletzt mehreren
Rückschlägen für die Verkehrs-
verlagerung in der Schweiz: Vor
zweiWochenwurde publik, dass
die Rollende Landstrasse durch
die Alpen Ende Jahr eingestellt
wird. Vor wenigen Tagen dann,
dass die Migros nach mehr als
zehn Jahren auf der Schiene ihre
Tiefkühltransporte wieder auf
die Strasse verlagert.

Bisher waren die Terminals
für die Verlagerung zentral
DerEntscheid von SBBCargo be-
deutet das Aus für die Verlade-
Terminals in Oensingen SO,
Basel, Gossau SG, Widnau SG,
Renens VD, St.Triphon VD, Ca-
denazzo TI und Lugano TI. Die-
se könnten von den SBB nicht
rentabel betrieben werden, so
Muhm.

Mit den Schliessungen vollzieht
SBB Cargo eine 180-Grad-Wen-
de: Bis vor kurzem galten über
die ganze Schweiz verteilte Ver-
lade-Terminals als wichtig für
eine erfolgreiche Verlagerungs-
politik. Sie sollten einen einfa-
chen Umschlag zwischen Last-
wagen und Bahn ermöglichen
und die Zentren von der Ost-
schweiz über Zürich bis nach
Basel und Genf möglichst um-
weltfreundlich und staufrei mit
Waren versorgen. Deshalb stell-
te der Bund pro Terminal bis zu
750’000 Franken für deren Aus-
rüstung zur Verfügung.

Trotzdem blieb der kombi-
nierteVerkehr für SBB Cargo ein

Minusgeschäft: Zuletzt fuhr die
Bahn in dem Bereich einen Ver-
lust von 12Millionen Franken ein
– bei einem jährlichen Umsatz
von 18 Millionen Franken und
lediglich 50 Beschäftigten.

Verantwortlich für das Miss-
verhältnis ist laut Muhm einer-
seits das veraltete Rollmaterial
und das teure Betriebsmodell
von SBBCargo.Andererseits aber
auch, dass Firmen das Angebot
kaum nutzten.

Das habe auch damit zu tun,
dass es aufgrund der schlechte-
ren Wirtschaftslage in Europa
mehr freien Platz auf der Stras-
se gebe, erklärt Simon Wey, Ge-
schäftsleiter des Verbands der

verladendenWirtschaft. Dasma-
che die Strasse gegenüber der
Schiene nochmals billiger. «So-
mit wird es noch schwieriger,
Strassentransporte kostende-
ckend auf den kombiniertenVer-
kehr zu verlagern.»

«Meine Aufgabe ist die
Sanierung von SBB Cargo»
Das bestätigt auch Güterbahn-
ChefMuhm.Ausser auf derNord-
Süd-Achse sei SBB Cargo im
kombiniertenVerkehr gegen die
Strasse derzeit chancenlos.

Wie chancenlos, verdeutlicht
folgende Zahl: Laut Berechnun-
gen der SBBwerden trotz desAb-
baus pro Tag lediglich 70 Last-

wagen mehr auf der Strasse
unterwegs sein. Das entspricht
zwar jährlich 25’000 zusätzli-
chen Lastwagen. Angesichts der
960’000 alpenquerenden Last-
wagenfahrten vom letzten Jahr
wirkt die Zahl jedoch verschwin-
dend klein.

Dass ihm die zusätzlichen
Fahrten keine schlaflosenNäch-
te bereiten, daraus macht der
SBB-Cargo-Chef keinen Hehl.
Die notorisch defizitäre Güter-
bahn soll nach Vorgaben des
Bundes finanziell auf eigenen
Füssen stehen. «Meine Aufgabe
ist deshalb nicht die Verkehrs-
verlagerung, sondern die Sanie-
rung von SBB Cargo.»

Diese Aussage sei zynisch, kri
tisiert die Gewerkschaft des
Verkehrspersonals (SEV). «Aus
gesellschafts- und verkehrspoli-
tischer Sicht ist gerade die Ver-
lagerung von der Strasse auf die
Schiene die Hauptaufgabe von
SBB Cargo», sagt SEV-Sekretär
Philipp Hadorn. Die geplante
Reduktion des Angebots führe
zudem wirtschaftlich kaum
zu mehr Erfolg. Daher fordere
die Gewerkschaft von SBB Car-
go, auf den Personalabbau zu
verzichten.

Verkehrspolitisch «völlig
inakzeptabler Entscheid»
Die Organisation derAlpeniniti-
ative, die heute den Namen Pro
Alps trägt, kritisiert den Ent-
scheid als «völlig inakzeptabel».
«Statt den verfassungsmässigen
Verlagerungsauftrag konsequent
umzusetzen, kappen die SBB
genau jeneAngebote,welche die
Lastwagen von den Strassen auf
die umweltfreundliche Schiene
holen», sagt eine Sprecherin. Pro
Alps fordert deshalbvonBundes-
rat und Parlament einen Kurs-
wechsel: «Es braucht verbind
liche Verlagerungsziele auch
im Binnenverkehr und klare
Service-public‑Vorgaben für
SBB Cargo.»

Das Bundesamt für Verkehr
(BAV) hingegen zeigt Verständ-
nis für den Entscheid. Das KV-
Angebot von SBB Cargo sei ein
Nischenangebot geblieben und
habe sich in den letzten Jahren
kaum entwickelt. Bei jüngeren
Investitionen des Bunds in die
Verladestationen, die nun ge-
schlossenwürden, prüfe das BAV
aktuell Rückforderungen. Sprich:
Die Bahn könnte dafürdemBund
nochGeld zurückzahlenmüssen.

SBB Cargomacht 8 von 10 Verladestationen dicht
Umlade-Flop Dass Lastwagen von Schweizer Strassen verschwinden, war lange das Ideal. Doch die Wirklichkeit sieht anders aus:
Millionenverluste und unterbeschäftigte Mitarbeiter. Nun handelt die Betreiberin radikal.

Ein Container wird vom Lastwagen auf einen Zug umgeladen. Künftig bietet SBB Cargo diesen Service nur noch auf einer Strecke an. Foto: Keystone

Die Organisation
der Alpeninitiative
(Pro Alps) fordert
einen Kurswechsel.
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Enver Robelli

Die Schweiz ist keineMonarchie,
sondern laut eigenem Selbst-
verständniseine freiheitsliebende
Republik.Und dochweht ein- bis
zweimal im Jahr ein Hauch von
Royalismus durch Bern – dann
nämlich, wenn der Bundesrat
den Präsidenten oder die Präsi-
dentin eines anderen Landes
zum Staatsbesuch empfängt.

So sieht es aus,wennHelvetia
Hof hält: roter Teppich, Sonder-
zug, Helikopterflug, Wagenko-
lonnenmit Polizeieskorte,Ehren-
kompanie, Fahnen, Musik, Hän-
deschütteln, Reden (manchmal
sehr pathetisch), Small Talk,
Staatsbankett. Auf diese Weise
wird die Annäherung zwischen
zwei Staaten inszeniert und
zelebriert.

«Meine Tanten leben
in St. Gallen»
Der Staatsbesuch ist die höchste
protokollarische Visite in der
Schweiz. In diesem Jahrwird die-
se grosse Ehre dem kleinen Bal-
kanstaat Kosovo zuteil.

Die kosovarische Präsidentin
VjosaOsmaniwird heute und am
Donnerstag in der Schweiz wei-
len.Mit demBesuchwill derBun-
desrat die vielfältigen Beziehun-
gen zwischen der Eidgenossen-
schaft und Kosovo würdigen.

Wie fast jede Kosovarin hat
auch die 43-jährige Osmani eine
Verbindung zur Schweiz. In
einem Interview mit dieser Re-
daktion erklärte sie einmal: «Mei-
neTanten leben in St. Gallen. Ein
Teil der Familie meines Mannes
lebt in Genf und in Zürich. Die
menschlichen Beziehungen zwi-
schen unseren Ländern sind sehr
eng. Das macht unser Verhältnis
zur Schweiz sehr speziell.»

Weit über 200’000 aus Koso-
vo stammende Menschen leben
in der Schweiz.Das sindmehr als
zehn Prozent der kosovarischen
Bevölkerung.Die ersten Kosovo-
Albaner kamen 1964, als derBau-
ernverband begann, im dama-
ligen Jugoslawien Landarbeiter
zu rekrutieren.

Damals florierte die Schweizer
Wirtschaft, und mit ihr stieg die
Nachfrage nachArbeitskräften. In
den folgenden Jahrzehnten ka-
men Bauarbeiter, Kellner, poli-
tische Flüchtlinge – undmit dem
Ausbruch der Kriege im ehema-
ligen Jugoslawien in den 1990er-
Jahren auch ganze Familien.

Als das serbische Regime 1999
fast eineMillionMenschenausKo-
sovovertrieb, fanden rund 50’000
Männer, Frauen und Kinder
Schutz in der Schweiz. Etwa zwei
Drittel von ihnen kehrten nach
dem Krieg in die Heimat zurück.

Diese Zeit scheintweit entfernt
und fast vergessen. Durch den
Besuch von Präsidentin Osmani
betont die Schweizer Landes-
regierung ihr Interesse an einem
stabilen und demokratischen
Kosovo. Deshalb beteiligt sich
auch die SchweizerArmeemit der
Swisscoyan derNato-Mission zur
Friedenssicherung in Kosovo.

Die Einladung zu einem
Staatsbesuch ist gleichzeitig eine
Geste derWertschätzung gegen-
über der grossen kosovarischen
Diaspora, deren Integration in

den letzten zwei Jahrzehnten
meist erfolgreich verlaufen ist.
Das war nicht immer der Fall.
In den 1990er-Jahren gerieten
Kosovaren häufig aufgrund von
Gesetzesverstössen in die Schlag-
zeilen, was dem Ansehen der
Gemeinschaft schadete.

Shaqiri motivierte
viele zur Integration
Nun dominieren eingebürgerte
Kosovo-Albanerwie Fussballstar
Xherdan Shaqiri die Schlagzeilen.
Andere Secondos engagieren sich
politisch, programmieren Soft-
ware oder gründen Unterneh-
men. Allein in der Deutsch-
schweiz gibt es schätzungsweise
über 6000 Firmen, die von Men-
schen albanischer Herkunft aus
Kosovo, Nordmazedonien oder
Albanien geführt werden.

Einige von ihnen sind heute
vom Bundesrat zum Staatsban-
kett geladen – dem feierlichen
Höhepunkt der Visite. Angekün-
digt hat sich auch Shaqiri, der
nicht nur als Nati-Spieler zu sei-
nenWurzeln gestandenhat – bei-
spielsweise, als erdie Flaggen der
Schweiz und Kosovos auf seinen
Schuhen trug.

Mit seinerdirekten,unbeküm-
mertenund lausbübischenArt hat
derFussballerdas Selbstbewusst-
sein vieler Landsleute gestärkt
und sie zur Integrationmotiviert.
Zu denweiterenGästen des Gala-
diners zählen junge Wissen-
schaftlerinnen,Bauunternehmer

und Politikerwie IslamAlijaj, der
2023 fürdie SPden Sprung in den
Nationalrat schaffte. Ausserdem
ist ein Schwinger kosovarischer
Herkunft dabei.

In der Diaspora ist die Freude
über den Staatsbesuch fast über-
schwänglich. Social-Media-Influ-
encer rufen seit Tagen ihre Com-
munitydazu auf, heute zurEmp-
fangszeremonie der Präsidentin
auf denBundesplatz zu kommen.
Das entspricht durchaus dem
Wunsch von Osmani, die Ambi-
tionen auf eine Wiederwahl im
nächsten Jahr hegt und sich
volksnah gibt.Auf internationaler
Bühne bemüht sich die in den
USA promovierte Juristin, das
Imageeinerkooperationsbereiten
und prowestlichen Politikerin zu
pflegen.

Etwas krampfhaft sucht sie
auch die Nähe zum Umfeld von
DonaldTrump– in derHoffnung,
dass Rückhalt aus den USA ihre
Wiederwahl begünstigt. 1999 lei-
tete Washington die Nato-Luft-
angriffe, die zum Rückzug der
serbischen Staatsmacht aus Ko-
sovo führten und schliesslich den
Weg zur Unabhängigkeit 2008
ebneten. Deshalb ist Amerika in
Kosovo sehr populär.

Doch für Interventionen im
Namen der Menschenrechte hat
Trumpbekanntlich nicht viel üb-
rig. Trumps Augenmerk richtet
sich auf Investitionen undDeals.

Wirtschaftlich ist Kosovo aber
ein Leichtgewicht. Das zeigt sich

auch im Verhältnis zur Schweiz.
Laut dem Bundesamt für Zoll
und Grenzsicherheit importierte
unser Land imvergangenen Jahr
Waren imWert von 83Millionen
Franken aus Kosovo, während
sich der Export auf 74 Millionen
Franken belief.

Investitionen in die marode
Bahninfrastruktur geplant
Heute will sich Osmani mit Bun-
despräsidentinKarinKeller-Sutter
und weiteren Bundesräten über
ThemenwieSicherheit,Migration,
wirtschaftlicher Austausch und
die transatlantischen Beziehun-
gen unterhalten.

Morgen Donnerstag besich-
tigen die beiden Politikerinnen
unter anderem das Bahnunter-
nehmen StadlerRail im thurgau-
ischen Bussnang. Die kosova-
rische Regierung plant Millio-
neninvestitionen in die marode
Eisenbahninfrastruktur. Ange-
kündigt wurde auch der Bau
einer Bahnstrecke, die Kosovos
Hauptstadt Pristinamit der alba-
nischen Hafenstadt Durrës ver-
binden soll.

Ob eines Tages Stadler die
Züge liefern wird, steht in den
Sternen. «Fürmichwäre das der
grössteTraum», sagt ein Stadler-
Ingenieur mit kosovarischem
Hintergrund. ZumAbschluss ih-
res Besuchs kommt Präsidentin
Osmani in Genf mit der kosova-
rischenDiaspora zusammen, ehe
sie in die USAweiterreist.

ZumStaatsbankett hat sich
sogar Shaqiri angekündigt
Besuch der kosovarischen Präsidentin Vjosa Osmani kommt zum Staatsbesuch in die
Schweiz. In der kosovarischen Diaspora ist die Freude darüber fast überschwänglich.

Im letzten Amtsjahr: Kosovos Präsidentin Vjosa Osmani weilt heute und morgen in der Schweiz. Foto: AFP

ETH-Studierendekönnenkünftig
einmal mehr durchatmen. Heu-
te haben sie 3Wochen Ferien pro
Jahr, ab Herbst 2027 sollen es 10
Wochen sein. Zudemwerden die
Prüfungsblöcke vorgezogen, da-
mit die freie Zeit frei bleibt, und
diemaximale Studiendauerwird
leicht erhöht.

Das berichtet die «NZZ am
Sonntag». Grund für die Neuor-
ganisation, die zahlreicheweite-
re Anpassungen im Lehrbetrieb
umfasse, sei unter anderem die
Belastung der Studierenden, sagt
Projektleiter Marco Gerber.

Ein Vergleich zeigt, dass die
ETHdeutlich anspruchsvoller ist
als andere Elitehochschulen,was
Vorlesungen, Prüfungen und
Freizeit betrifft. So gewährt die
HSG ihren Studierenden insge-
samt 24Wochen vorlesungsfreie
Zeit pro Jahr, wobei ein Teil da-
von fürArbeiten,Vorbereitungen
und Prüfungen investiert wird.
Zudemkönnen sichHSG-Studie-
rende maximal zwölf Jahre Zeit
lassen bis zumAbschluss, an der
ETH sind es heute acht Jahre,
künftig neun. Auf Bachelorstufe
bekommenETH-Studierende ab
2027 ein Jahr mehr Zeit.

Mehr Freizeit haben auch die
Studierenden der EPFL, die
Schwesterhochschule derETH in
Lausanne: 12 bis 14 Wochen pro
Jahr seien frei von Vorlesungen,
Arbeiten oderPrüfungsvorberei-
tung, sagt Nicolas Grandjean,
Physikprofessor und Vizepräsi-
dent des EPFL-Bereichs Bildung.
2024 führte die EPFLeine zusätz-
liche Herbstferienwoche ein.

Dennoch sei dieArbeitsbelas-
tung fürdie Studierenden laut in-
ternenUntersuchungenhoch,«in
der Regel zu hoch», sagt Grand-
jean.Eswerde jetzt intensivnach
denGründen geforscht und über
eine allfällige weitere Reorgani-
sation nachgedacht.

Nebenjobs sind praktisch
unmöglich
Die ETH Zürich habe im Zuge
der Neuorganisation akademi-
sche Kalender und Erfahrungen
andererTopuniversitäten imglo-
balen Ranking angeschaut und
ausgewertet, sagt Marco Gerber:
In der Regel gewähren sie den
Studierenden zwischen 8 und 20
Wochen ohne Vorlesungen, Vor-
bereitung und Prüfungen. Das
schmälerewederdie Qualität des
Studiums noch den Wert eines
Abschlusses, sagt er. «DasMIT ist
eine Spitzenschule, auchwenn es
die Ferien nicht auf 3 oder 4Wo-
chen reduziert.»

Auchmit gelockertemFerien-
regime bleibt die ETHZürich also
eine der strengstenHochschulen.
Dass sie nicht nur inhaltlich, son-

dern auch betreffend Zeitplan
sehr anspruchsvoll sei, habe sei-
nen Preis, sagt Stefan Wolter,
Professor fürBildungsökonomie:
«Das ETH-Studium gehört zu
den sozial ungerechtesten.»Wer
sein Studium nicht finanziert
bekomme, könne es sich in der
Regel nicht leisten, weil Neben-
jobs praktisch unmöglich seien.

Die soziale Ungerechtigkeit
spiegelt sich imBildungsbericht:
Studierende der technischen
Wissenschaften (beispielsweise
Ingenieurwesen), exakten und
Naturwissenschaften (Mathe-
matik,Biologie,Physik) sowie der
Medizin und Pharmazie haben
den höchstenAnteilAkademiker-
eltern. Studierende dieser Fach-
richtungen kommen also häufi-
ger als andere aus Familien, die
besser gebildet und finanziell
bessergestellt sind.

Es brauche Durchhaltewillen
und Pflichtbewusstsein
Die geplanten Anpassungen der
ETHZürich seien deshalb begrüs-
senswert, sagt Bildungsexperte
Wolter.Nicht nurmit Blick auf die
Chancengleichheit, sondern auch
zurEntlastung der Studierenden.
Fraglich sei jedoch, ob sich der
Stress durch zusätzliche freie
Wochen tatsächlich reduziere.
«Stress entsteht insbesondere
durch die Angst, die Prüfungen
nicht zu bestehen.» Dass zusätz-
liche freie Zeit nicht per se für
Entlastung sorgt, zeigt das Bei-
spiel derEPFL.Trotz 12 bis 14 frei-
enWochen pro Jahr sagen EPFL-
Studierende in Umfragen, dass
die Belastung zu gross sei.

StefanWolter weist auf einen
weiteren Punkt hin: Eigenschaf-
ten wie Durchhaltewillen und
Pflichtbewusstsein seien für den
späteren Berufserfolg entschei-
dend. Einerseits für das Indivi-
duum, welches nach einem so
anspruchsvollen Studium tat-
sächlich besser in der Lage sei,
Problemphasen zu meistern.
Anderseits wegen des auf dem
Arbeitsmarkt sehr gefragten
Signals: «Arbeitgeber können
sich darauf verlassen,dassAbsol-
venten gewisser Hochschulen
einen hohen Stresspegel aushal-
ten,weil sie das Studiumansons-
ten gar nicht geschafft hätten.»

In den USA kämen Absolven-
ten von Eliteunis oft ohne inhalt-
lichenBezugzueinerArbeitsstelle,
sagtWolter. «McKinsey stellt eher
einen Harvard-Historiker ein als
einen Betriebsökonomen, der in
Wisconsin abgeschlossen hat.»

Eine Reorganisation, wie die
ETHZürich sie plane, sei deshalb
immerauch eineGratwanderung.

Claudia Blumer

Das Studium der ETH
Zürich ist das strengste
Vergleich An der Zürcher Hochschule hat
man besonders wenig Freizeit.

Die ETH will dank Reformen Studierende entlasten. Foto: Patrick Gutenberg


